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Seite 2 von 12 Die allgemeine Organisation des Datenschutzes innerhalb der BAM, hierzu gehörten die

Themenkomplexe 

- Datenschutzmanagement der BAM 

- Stellung und Ausstattung des behördlichen Datenschutzbeauftragten 

- Verpflichtung und Schulung der Mitarbeitenden im Rahmen der Tätigkeitsauf-

nahme und Einarbeitung bei der BAM

- Bearbeitung von Betroffenenrechten nach Kapitel III der DSGVO und sonstiger An-

fragen mit datenschutzrechtlichem Bezug

- Meldung und Dokumentation von Datenschutzverletzungen nach Art. 33 und 34 

DSGVO

- Führung und Aktualisierung des Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten nach 

Art. 30 DSGVO

- Durchführung von Datenschutz-Folgenabschätzungen nach Art. 35 DSGVO 

- Zusammenarbeit mit Dritten (Dienstleistern) 

Weitere Sachverhalte außerhalb des oben genannten Kontrollgegenstandes wurden nicht 

geprüft.

1. Ergebnis meiner Kontrolle

Die Kontrolle ergab, dass nicht alle Verarbeitungen mit den datenschutzrechtlichen Anfor-

derungen in Einklang stehen.

Ich beabsichtige daher folgende Verwarnungen auszusprechen:

1. Nach meinen Feststellungen hat die Bundesanstalt für Materialforschung und -prü-

fung fahrlässig gegen Art. 30 Abs. 1 S. 1 DSGVO verstoßen, indem seit dem An-

wendungsbeginn der DSGVO am 25. Mai 2018 entgegen der gebotenen Sorgfalt und 

trotz entsprechender Kenntnis der Verpflichtung kein Verzeichnis von Ver-

arbeitungstätigkeiten nach Art. 30 Abs. 1 S. 1 DSGVO geführt wird. Für den
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Seite 3 von 12 vorstehenden Verstoß beabsichtige ich die Bundesanstalt für Materialforschung und

-prüfung gemäß Art. 58 Abs. 2 lit. b) DSGVO zu verwarnen.

2. Nach meinen Feststellungen hat die Bundesanstalt für Materialforschung und -

prüfung fahrlässig gegen Art. 28 Abs. 1 i.V.m. Art. 5 Abs. 2 DSGVO verstoßen, indem 

seit dem Anwendungsbeginn der DSGVO am 25. Mai 2018 entgegen der gebotenen 

Sorgfalt und trotz entsprechender Kenntnis der Verpflichtung keine geeigneten 

Prozesse zur Auswahl, zum Einsatz (Management) und zur Überprüfung von 

Auftragsverarbeitern bestehen. Für den vorstehenden Verstoß beabsichtige ich die 

Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung gemäß Art. 58 Abs. 2 lit. b) DSGVO 

zu verwarnen.

Zudem beabsichtige ich den Erlass folgender Anweisungen, sofern nicht zugesagt wird, in 

angemessener Frist Abhilfe zu schaffen:

1. Ich beabsichtige, die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung gemäß Art. 

58 Abs. 2 lit. d) DSGVO anzuweisen, innerhalb von zwei Monaten nach 

Vollziehbarkeit dieser Anweisung ein Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten als 

Verantwortliche gemäß Art. 30 Abs. 1 S. 1 DSGVO in der in Art. 30 Abs. 3 DSGVO auf-

geführten Form zu führen, das sämtliche Verarbeitungstätigkeiten personen-

bezogener Daten erfasst, die in die Zuständigkeit der Bundesanstalt für Material-

forschung und –prüfung fallen, sowie sämtliche Angaben nach Art. 30 Abs. 1 S. 2 lit. 

a) bis g) DSGVO abdeckt.

2. Ich beabsichtige, die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung gemäß 

Art. 58 Abs. 2 lit. d) DSGVO anzuweisen, innerhalb von zwei Monaten nach 

Vollziehbarkeit dieser Anweisung einen Prozess zur Auswahl, zum Einsatz 

(Management) und zur Überprüfung von Auftragsverarbeitern vorzuweisen, der im 

Einklang mit Art. 28 Abs. 1 i.V.m. Art. 5 Abs. 2 DSGVO sicherstellt, dass nur 

Auftragsverarbeiter eingesetzt werden, die hinreichend Garantien dafür bieten, dass 

geeignete technische und organisatorische Maßnahmen etabliert sind und die 

Verarbeitung im Einklang mit den Anforderungen der DSGVO erfolgt.
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a) 

Es wurde folgender Sachverhalt bezüglich des Verzeichnisses der Verarbeitungstätigkeiten 

festgestellt:

Im Rahmen des hybriden Beratungs- und Kontrollbesuch teilten mir Ihre Mitarbeiter,  

, in der Videokonferenz am 15. Mai 2023 zu dem Prüfungs-

komplex des Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten nach Art. 30 DSGVO mit, dass die 

Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung schon seit dem Anwendungsbeginn der 

DSGVO am 25. Mai 2018 kein solches Verzeichnis führt. Laut eigener Auskunft sei die Erar-

beitung und Implementierung des Verzeichnisses aufgrund anderweitiger Prioritäten nicht 

in Angriff genommen worden. Derzeit liefen zwar Vorbereitungen zur Erstellung und Umset-

zung im Zuge einer Projektgruppe Datenschutz-Management, zu einem möglichen Zeitho-

rizont für den Abschluss dieses Prozesses konnte man mir gegenüber jedoch keine validen 

Aussagen treffen. Eine entsprechende Projektplanung konnte nicht vorgelegt werden. Bis 

Ende des Jahres 2023 solle das Verzeichnis jedoch erstellt sein. Dabei strebe die Bundesan-

stalt für Materialforschung und –prüfung eine eigene Softwarelösung an. 

b) 

Es wurde folgender Sachverhalt bezüglich der Einbindung von Auftragsverarbeitern festge-

stellt:

Die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung setzt verschiedene Dienstleister ein, 

die personenbezogene Daten im Auftrag verarbeiten. Auftragsverarbeiter finden sich nach 

Aussage in der gemeinsamen Videokonferenz unter anderem im Bereich der IT-Infrastruktur 

oder bei Veranstaltungen. Allerdings erfolgt keine zentrale Koordinierung der Dienstleister, 

die im Rahmen von Auftragsverarbeitungsverträgen nach Art. 28 Abs. 3 DSGVO für die Bun-

desanstalt für Materialforschung und –prüfung tätig werden. Vielmehr entscheiden einzelne 

(Fach-)Referate über die Einbindung von Auftragsverarbeitern und den Abschluss der zuge-

hörigen Verträge. Dies sorgt dafür, dass keine Übersicht über alle aktuell eingesetzte Auf-

tragsverarbeiter vorliegt, ebenso wenig wie ein Prozess zur Beauftragung neuer Auftragsver-

arbeiter. Die Stellen innerhalb der Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung, die 

über datenschutzrechtliche Expertise verfügen – namentlich das Referat Z.8 Justitiariat o-

der der behördliche Datenschutzbeauftragte –, sind in keiner festgelegten Form eingebun-

den. Nach den mir gegenüber gemachten Angaben werden sie in der Folge übergegangen 

oder erhaltenen schlicht keine Kenntnis von den genutzten Auftragsverarbeitern. Die abge-

schlossenen Verträge durchlaufen demnach keinen Prüf- oder Freigabeprozess. Bei vertrag-

lich eingebundenen Auftragsverarbeitern wurde von der Bundesanstalt für Materialfor-

schung und –prüfung bisher keine Kontrolle egal welcher Form durchgeführt. 
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3. Rechtliche Bewertung

a) 

Gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 BDSG ist der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die 

Informationsfreiheit (BfDI) für die Datenschutzaufsicht über die Bundesanstalt für Material-

forschung und –prüfung zuständig.

Nach Art. 58 Abs. 2 lit. b) DSGVO bin ich befugt, die Bundesanstalt für Materialforschung und 

–prüfung zu verwarnen, wenn die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung mit 

Verarbeitungsvorgängen gegen diese Verordnung verstoßen hat. Diese Voraussetzungen 

sind hier bezüglich der Führung eines Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten nach Art. 

30 DSGVO nach den bisherigen Sachverhaltsermittlungen erfüllt:

Ein Verstoß gegen die DSGVO bei einer Verarbeitungstätigkeit ist anzunehmen, wenn die 

Verarbeitungstätigkeit nicht im Einklang mit der DSGVO durchgeführt wird. Eine Verarbei-

tungstätigkeit wird im Einklang mit der Verordnung durchgeführt, wenn sie alle Anforderun-

gen erfüllt, die die DSGVO an sie stellt. Dazu gehören auch die Anforderungen des Art. 30 

DSGVO, der in Konkretisierung der Nachweispflicht des Art. 5 Abs. 2 DSGVO wesentlicher 

Baustein zum Nachweis der Einhaltung dieser Verordnung ist, vgl. Erwägungsgrund 82 S. 1 

DSGVO.

Nach der DSGVO führt jeder Verantwortliche ein Verzeichnis aller Verarbeitungstätigkeiten, 

die seiner Zuständigkeit unterliegen. Den Inhalt des Verzeichnisses legt Art. 30 Abs. 1 S. 2 

lit. a) bis g) DSGVO näher fest und die Form der Führung, schriftlich oder elektronisch, ergibt 

sich aus Art. 30 Abs. 3 DSGVO. Ein ausnahmsweises Absehen von der Führung eines 

Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten ergibt sich im vorliegenden Fall auch nicht aus 

Art. 30 Abs. 5 DSGVO. Die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung hat 1.600 Mit-

arbeitende, 1.100 davon sind dauerhaft dort beschäftigt. Die Schwelle von unter 250 Mitar-

beitenden für die Befreiung von der Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses der 

Verarbeitungstätigkeiten ist damit deutlich überschritten. Die Bundesanstalt für Material-

forschung und –prüfung ist ihrer Verpflichtung nach Art. 30 Abs. 1 S. 1 DSGVO daher nicht 

nachgekommen.

Der Pflicht aus Art. 30 Abs. 1 S. 1 DSGVO war bereits seit Anwendbarkeit der DSGVO am 

25. Mai 2018 nachzukommen.

Eine Verarbeitung ohne ein Verzeichnis aller Verarbeitungstätigkeiten erfolgt somit nicht im 

Einklang mit der DSGVO, sondern verstößt gegen sie. 
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Nach Art. 58 Abs. 2 lit. d) DSGVO bin ich befugt, die Bundesanstalt für Materialforschung und 

-prüfung, auch unter Setzung einer angemessenen Frist, anzuweisen, Verarbeitungsvor-

gänge auf bestimmte Weise in Einklang mit der DSGVO zu bringen. Diese Voraussetzungen 

sind bezüglich der Führung eines Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten nach Art. 30 

DSGVO nach den bisherigen Sachverhaltsermittlungen erfüllt:

Wie bereits ausgeführt, wird durchgehend seit dem 25. Mai 2018 kein Verzeichnis von Verar-

beitungstätigkeiten gemäß Art. 30 Abs. 1 S. 1 DSGVO geführt. Zwar seien nach Ihrer Auskunft 

erste Vorbereitungen im Zuge einer Projektgruppe zur Überarbeitung des Datenschutz-Ma-

nagements angelaufen, genauere Angaben zum Stand des Projekts konnten aber nicht ge-

macht werden. Insbesondere wurde mir im Rahmen der Videokonferenz vom 15. Mai 2023 

bislang nur ein unverbindlicher Zeithorizont bis Ende des Jahres 2023 mitgeteilt, bis zu dem 

das Verzeichnis erarbeitet und implementiert sein soll. Dabei strebe die Bundesanstalt für 

Materialforschung und –prüfung an, für das Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten eine 

eigene Softwarelösung zu programmieren. Zu bereits abgeschlossenen oder noch zu durch-

laufenden Prozessschritten konnten meinen Mitarbeitern gegenüber in dem Termin, aber 

auch bis zum heutigen Tage keine validen Aussagen getroffen werden. 

Die von der Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung notwendige Erarbeitung und 

Implementierung eines Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten gemäß Art. 30 DSGVO 

ist innerhalb der Frist von zwei Monaten nach Vollziehbarkeit dieser Anweisung umzuset-

zen.

c) 

Nach Art. 58 Abs. 2 lit. b) DSGVO bin ich befugt, die Bundesanstalt für Materialforschung und 

–prüfung zu verwarnen, wenn die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung mit 

Verarbeitungsvorgängen gegen diese Verordnung verstoßen hat. Diese Voraussetzungen 

sind bezüglich des Einsatzes und der Kontrolle von Auftragsverarbeitern durch die Bundes-

anstalt für Materialforschung und –prüfung nach den bisherigen Sachverhaltsermittlungen 

erfüllt:

Art. 28 DSGVO knüpft die Zulässigkeit der Auftragsverarbeitung an dezidierte Voraussetzun-

gen. Die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung konnte keinen Nachweis dar-

über erbringen, dass sie diese Voraussetzungen in allen geschlossenen Auftragsverarbei-

tungsverhältnissen einhält. Ganz im Gegenteil entspricht die aktuelle Praxis nicht den ge-

setzlichen Vorgaben. Art. 28 Abs. 1 DSGVO verlangt vom Verantwortlichen, dass dieser nur 

Auftragsverarbeiter einsetzt, die geeignete technische und organisatorische Maßnahmen 

vorhalten, die ihrerseits eine Verarbeitung im Einklang mit den Anforderungen der DSGVO
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Zuverlässigkeit und Ressourcen zur datenschutzkonformen Durchführung der Verarbeitung 

verfügen. Diese Vorgabe setzt zwingend entsprechende Kompetenz beim Verantwortlichen 

zur Bewertung dessen voraus. Durch den gänzlichen Verzicht auf einen Prüf- oder Freigabe-

prozess unter gleichzeitiger Verlagerung der Zuständigkeit und Kompetenz zum Abschluss 

von Auftragsverarbeitungsverträgen an datenschutzrechtlich eher unkundige Organisati-

onseinheiten verkennt die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung ihre diesbe-

zügliche Verpflichtung zur gründlichen Auswahl von Auftragsverarbeitern. In der Folge ist es 

der Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung nicht mehr möglich, Art. 28 Abs. 1 

i.V.m. Art. 5 Abs. 2 DSGVO durch einen geeigneten Nachweis der Einhaltung der DSGVO zu 

entsprechen. 

Darüber hinaus hat die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung nach Aussage im 

Rahmen der durchgeführten Videokonferenz noch nie gegenüber einem Auftragsverarbeiter 

von ihren vertraglich nach Art. 28 Abs. 3 lit. h) DSGVO einzuräumenden Kontroll- und Über-

prüfungsbefugnissen Gebrauch gemacht. Legt man zugrunde, dass die Bundesanstalt für 

Materialforschung und –prüfung eine Vielzahl von Auftragsverarbeitern in teils sensiblen Be-

reichen einsetzt, zeugt dies ebenfalls von einem mangelnden Management der eingesetzten 

Auftragsverarbeiter. Die rein vertragliche Zusicherung von geeigneten technischen und or-

ganisatorischen Maßnahmen und sonstigen Vorgaben bildet einen wichtigen, aber nicht 

den einzigen Baustein einer rechtskonformen Auftragsverarbeitung. Um der ihr obliegen-

den Verpflichtung zur Einhaltung der DSGVO und dem zugehörigen Nachweis darüber nach-

zukommen, ist auch eine Form der Überprüfung vorzusehen.

Eine Verarbeitung durch Auftragsverarbeiter, über deren Auswahl und Einsatz keine zent-

rale Stelle wacht, mithin also keine zentralen Vorgaben bestehen, und für die keinerlei Über-

legungen zur Überprüfung bestehen, erfolgt somit nicht im Einklang mit der DSGVO, son-

dern verstößt gegen sie.

d) 

Nach Art. 58 Abs. 2 lit. d) DSGVO bin ich befugt, die Bundesanstalt für Materialforschung und 

–prüfung, auch unter Setzung einer angemessenen Frist, anzuweisen, Verarbeitungsvor-

gänge auf bestimmte Weise in Einklang mit der DSGVO zu bringen. Diese Voraussetzungen 

sind bezüglich des Einsatzes und der Kontrolle von Auftragsverarbeitern durch die Bundes-

anstalt für Materialforschung und –prüfung nach den bisherigen Sachverhaltsermittlungen 

erfüllt:
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Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung ihren Verpflichtungen nach Art. 28 Abs. 1 

i.V.m. Art. 5 Abs. 2 DSGVO nicht nachkommen. Sie verstößt damit gegen vorgenannte Vor-

schriften. Während im Rahmen der Videokonferenz zwar ein grundsätzliches Problembe-

wusstsein bei den beteiligten Mitarbeitenden der Bundesanstalt für Materialforschung und 

–prüfung erzeugt werden konnte, lag kein Konzept zur Behebung der aufgezeigten Defizite 

vor. Dies hat sich bis zum heutigen Tag nicht geändert.

Die von der Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung notwendige Nachsteuerung 

beim den eingesetzten Auftragsverarbeitern und die Implementierung eines einheitlichen 

Prozesses zum Einsatz neuer Auftragsverarbeiter nach Art. 28 Abs. 1 i.V.m. Art. 5 Abs. 2 

DSGVO ist innerhalb der Frist von zwei Monaten nach Vollziehbarkeit dieser Anweisung um-

zusetzen.

e) 

Meine Entscheidung treffe ich nach pflichtgemäßem Ermessen gemäß § 40 Verwaltungsver-

fahrensgesetz (VwVfG). 

Nach Erwägungsgrund 148 S. 1 DSGVO sollen die Datenschutzbehörden im Rahmen ihres 

Ermessens berücksichtigten, dass im Interesse einer konsequenten Durchsetzung der Ver-

ordnung bei Verstößen zusätzlich oder anstelle von sogenannten geeigneten Maßnahmen 

(Anweisungen oder Anordnungen) auch Sanktionen (Verwarnungen oder Geldbußen) ver-

hängt werden. Die Verwarnung ist dabei aus Sicht des europäischen Gesetzgebers als eine 

gegenüber der Geldbuße mildere Sanktion für geringfügige Verstöße gedacht (Erwägungs-

grund 148 S. 2 DSGVO). Geldbußen sind gegen öffentliche Stellen in Deutschland nicht mög-

lich, Art. 83 Abs. 7 DSGVO i.V.m. § 43 Abs. 3 BDSG. 

Eine Verwarnung dient dem legitimen Zweck der Ahndung des Verstoßes in der Vergangen-

heit. Die beiden beabsichtigten Verwarnungen sind für diesen Zweck geeignet und es drängt 

sich kein milderes Mittel auf, das ihn ebenso wirksam erreichen würde. Zudem ist nicht er-

sichtlich, dass zwischen diesem Ziel, dem Mittel und den möglichen Folgen ein offensichtli-

ches Missverhältnis bestünde. Im Übrigen handelte die Bundesanstalt für Materialforschung 

und –prüfung sowohl im Kontext des Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten als auch 

im Bereich der Auftragsverarbeiter fahrlässig, indem sie gesetzliche Vorgaben trotz entspre-

chender Kenntnis nicht oder nicht ausreichend beachtet hat. 

Bei den Anweisungen mache ich bezüglich der Umsetzungsfrist von zwei Monaten von mei-

ner Befugnis nach Art. 58 Abs. 2 lit. d) DSGVO Gebrauch, dem Verantwortlichen für die Um-
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zungsfrist nach Vollziehbarkeit dieser Anweisung gibt Ihnen die Möglichkeit, der Anweisung 

nachzukommen und somit die Verarbeitung in Einklang mit der DSGVO zu bringen. Bei der 

Bemessung habe ich berücksichtigt, dass der Bundesanstalt für Materialforschung und –

prüfung die Rechtslage grundsätzlich bekannt ist und die Verpflichtung bereits seit 25. Mai 

2018 besteht.

Diese Anweisungen sind geeignet, erforderlich und angemessen, um einen datenschutzkon-

formen Zustand herzustellen. Insbesondere sind sie durch Einräumung einer angemesse-

nen Umsetzungsfrist verhältnismäßig. Mildere, aber genauso effektive Mittel sind nicht er-

sichtlich.

4. Anhörungsfrist

Bevor ich in der Sache eine endgültige Entscheidung treffe, gebe ich der Bundesanstalt für 

Materialforschung und –prüfung bis zum 

20. September 2023

gemäß § 28 VwVfG Gelegenheit, sich zur Sache zu äußern. 

Von den beabsichtigten Anweisungen kann abgesehen werden, wenn zugesagt wird, in an-

gemessener Frist Abhilfe zu schaffen. In diesem Fall bitte ich um Vorlage des Umsetzungs-

plans und Mitteilung der voraussichtlichen Umsetzungsfrist.
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Darüber hinaus möchte ich ausgehend von weiteren Erkenntnissen aus dem Beratungs- und 

Kontrollbesuch am 15. Mai 2023 folgende Praxishinweise aussprechen:

a) 

Im Rahmen der durchgeführten Videokonferenz wurde von der Bundesanstalt für Material-

forschung und –prüfung erläutert, dass es derzeit eine Projektgruppe zur Verbesserung des 

Datenschutzmanagements gibt. Ziel dieser Projektgruppe ist eine Aktualisierung der Daten-

schutzorganisation und der Beschäftigtenrichtlinie zum Datenschutz. Darin soll unter ande-

rem eine klare Aufgabentrennung zwischen dem behördlichen Datenschutzbeauftragten 

und dem Justitiariat erfolgen. Ihre diesbezüglichen Bestrebungen unterstütze ich ausdrück-

lich und empfehle Ihnen, interne Prozesse im Zuge dessen zu definieren und effizienter zu 

gestalten.

b) 

In der Kontrolle wurde von der Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung ausge-

führt, dass der behördliche Datenschutzbeauftragte seine Tätigkeit eher reaktiv wahrnimmt 

und oftmals ausschließlich durch andere Organisationseinheiten involviert wird. Ich bitte 

Sie, auf ein proaktives Tätigwerden des behördlichen Datenschutzbeauftragten nach Art. 39 

Abs. 1 lit. b) DSGVO umzustellen. Hierzu erfordert es zudem einer ausreichenden personel-

len Ausstattung des behördlichen Datenschutzbeauftragten, um die angemessene Aufga-

benwahrnehmung sicherstellen zu können.

c) 

Ferner wurde im Rahmen der Kontrolle eingeräumt, dass die Beratung und Unterstützung 

des behördlichen Datenschutzbeauftragten im Kontext von Datenschutz-Folgenabschät-

zungen nach Art. 35 DSGVO ausbaufähig ist. Hier sollte zunächst der Fokus auf die Wissens-

vermittlung bei den Beschäftigten der Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung 

gelegt werden. Diese sollten in die Lage versetzt werden, Anwendungsfälle von Daten-

schutz-Folgenabschätzungen zu erkennen und den behördlichen Datenschutzbeauftragten 

entsprechend einzubinden. Ich empfehle Ihnen, in der internen Dokumentation zum Daten-

schutzmanagement eine entsprechende Festlegung zu treffen.
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Ausgehend von dem erfolgten Austausch am 15. Mai 2023 fehlt es der Bundesanstalt für Ma-

terialforschung und –prüfung zudem noch an einem On-boarding-Prozess für neue Mitar-

beitende, der entsprechende datenschutzrechtliche Sensibilisierungen respektive Schulun-

gen für diese vorsieht. Hierbei bitte ich entsprechend nachzusteuern. Dem behördlichen Da-

tenschutzbeauftragten kommt dabei nach Art. 39 Abs. 1 lit. a) und b) DSGVO eine tragende 

Rolle zu. 

e) 

Während des Beratungs- und Kontrollbesuchs wurden zudem Aspekte des Auskunftsrechts 

der betroffenen Person nach Art. 15 DSGVO diskutiert. Hierzu empfehle ich Ihnen eine Be-

fassung mit der jüngsten Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zur Auslegung des 

Auskunftsanspruchs sowie des Rechts auf Kopie. Ebenso sollten Sie einen Prozess samt in-

terner Vorgaben zur Prüfung von Art. 15 Abs. 4 DSGVO, also der Einschränkung durch die 

Rechte und Freiheiten anderer Personen, vorsehen. 

f) 

In der durchgeführten Videokonferenz konnten Sie einen grundsätzlich geeigneten Prozess 

zur Bearbeitung von Auskunftsersuchen nach Art. 15 DSGVO vorweisen. Ich empfehle Ihnen, 

diese Überlegungen auch auf andere Betroffenenrechte neben dem Auskunftsrecht zu über-

tragen und entsprechende Prozesse schriftlich zu fixieren oder zu visualisieren.

6. Hinweis zur Veröffentlichung

Erlauben Sie mir abschließend noch den folgenden Hinweis:

Der BfDI strebt ein modernes Informationsmanagement zwischen Bürger und Staat an, das 

eine Begegnung auf Augenhöhe ermöglichen soll. In Verfolgung dieses Ziels werden Kon-

trollberichte und/oder die jeweiligen Bescheide im rechtlich zulässigen Rahmen veröffent-

licht. Sofern die kontrollierte Stelle dies wünscht, wird auch deren Stellungnahme veröf-

fentlicht. Sofern der Kontrollbericht und/oder der darauf eventuell folgende Bescheid Na-

men einzelner natürlicher Personen enthalten, werden diese vor Veröffentlichung ge-

schwärzt. Die Veröffentlichung erfolgt mit Bestandskraft des Bescheids bzw. in Fällen ohne 

Bescheid ca. einen Monat nach Übersendung des Kontrollberichts.

Sofern Bedenken gegen die geplante Veröffentlichung bestehen, bitte ich, mir diese mitzu-

teilen.
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Seite 12 von 12 Über eine eventuelle Pflicht zur Herausgabe nach den Regelungen des Informationsfrei-

heitsgesetzes des Bundes (IFG) ist im Einzelfall gesondert zu entscheiden. 

Mit freundlichen Grüßen 

In Vertretung


